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1. DAV-Auftakt 2014 – Erster Amtstermin des Ministers führt ihn zum DAV 
 
Rund 200 geladene Gäste aus Politik, Bundesministerien, Verbänden, Justiz und 
Anwaltschaft hatten am Dienstag erste Gelegenheit, sich ein unmittelbares Bild vom neuen 
Bundesjustizminister zu machen. Denn dessen erster Amtstermin als „Bundesminister der 
Justiz und für Verbraucherschutz“ führte Heiko Maas (SPD) zum Neujahrsempfang des DAV 
in die Berliner Littenstraße. DAV-Präsident Prof. Dr. Wolfgang Ewer mahnte die Politik 
angesichts des diesbezüglich dürftigen Koalitionsvertrages an, die Freiheits- und 
Bürgerrechte nicht zu vernachlässigen. In diesem Zusammenhang begrüßte er ausdrücklich 
den Entschluss Maas‘, die Datenschutzrichtlinie bis zu einer Entscheidung des EuGH 
einstweilen nicht umzusetzen. Maas, der in Begleitung eines parlamentarischen und zweier 
beamteten Staatssekretäre gekommen war, gab ein starkes Signal an den DAV: „Bei Ihrem 
Engagement für Freiheit und Bürgerrechte werden Sie mich künftig an Ihrer Seite haben“. 
Dass die Zusammenführung von Recht und Verbraucherschutz im Ministerium und im 
spiegelbildlich konstituierten Bundestagsausschuss eine große Chance sei, hob die neue 
Vorsitzende des Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz Renate Künast (GRÜNE) 
hervor. Denn der Verbraucherschutz sei in erster Linie mit rechtlichen Mitteln zu erreichen. 
Die Expertise der Anwaltschaft sei auch in diesem Bereich besonders gefragt. 
 
2. Niedrige Beweggründe sollten kein Maßstab mehr sein – DAV fordert Neuregelung 
der Tötungsdelikte 
 
Der Deutsche Anwaltverein hat dem neuen Bundesminister der Justiz einen Entwurf zur 
längst überfälligen Reform der Tötungsdelikte Mord und Totschlag, §§ 211, 212 StGB 
anlässlich des Neujahrsempfangs des Deutschen Anwaltvereins am 14. Januar 2014 
überreicht. Er fordert den Gesetzgeber auf, im Kernbereich des Strafgesetzbuches klare und 
allgemeinverständliche Normen zum Schutz des wichtigsten Rechtsgutes des Menschen zu 
schaffen: des Lebens. Eine zentrale Aufgabe des Staates ist es, das Leben seiner Bürger zu 
schützen. Diesem Zweck soll das Strafgesetzbuch dienen. Der Mord-Paragraf 211 StGB wird 
diesem Zweck nicht gerecht, weil er zu ungerechten und bisweilen zufälligen Ergebnissen 
führt. Begriffe wie Heimtücke, Grausamkeit, Habgier, Mordlust, niedrige Beweggründe haben 
sich als ungeeignet erwiesen, die Erscheinungsformen lebensvernichtender Taten 
trennscharf „einzufangen“. Die Mordmerkmale sind diffus und moralisierend und führen 
unserer Meinung nach zu vielen praktischen Abgrenzungsproblemen. Der Deutsche 
Anwaltverein sieht einen Widerspruch in dem Tätertyp-orientierten Gesetz in der seit 1941 
geltenden Fassung zum Geist des heutigen Strafgesetzbuches. Daher legt der DAV eine 
„vereinfachte“ Lösung vor, wonach der Mordparagraf vollständig wegfallen und der 
Tötungsparagraf § 212 neu geregelt werden soll. Die Neuregelung des § 212 StGB eröffnet 
einen Sanktionsrahmen und gibt für die Strafzumessung den Zugriff auf alle 
Strafzumessungsaspekte frei, seien sie strafmildernd oder –schärfend. Die Stellungnahme 
wurde seitens des Präsidenten des Deutschen Anwaltvereins auf der 
Bundespressekonferenz am 14. Januar 2014 vorgestellt. Zur Pressemitteilung. 
 
3. DAV begrüßt Reformüberlegungen zur Unterbringung nach § 63 StGB 
 
Eine Reform des strafrechtlichen Unterbringungsrechts wird vom Deutschen Anwaltverein 
grundsätzlich sehr unterstützt. Auch die zukünftige Regierungskoalition hält an einer Reform 
der Unterbringung in Strafsachen fest. Der Deutsche Anwaltverein begrüßt dies 
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uneingeschränkt. Die Reform dieses grundrechtssensiblen Rechts ist – unabhängig von der 
medialen Aufmerksamkeit, die der „Fall Mollath“ erfahren hat – seit langem überfällig. Die 
Praxis der Unterbringung folgt, insbesondere soweit die Dauer und Entlassung betroffen ist, 
nach Regeln, denen es an hinreichender Bestimmtheit und Vorhersehbarkeit mangelt. Der 
allgemeine Verhältnismäßigkeitsvorbehalt in § 62 StGB reicht nicht allein aus, um gesetzlich 
für eine tragfähige Beschränkung des Anwendungsbereichs auf jene Fälle zu sorgen, in 
denen die Unterbringung zur Gewährleistung des Sicherheitsbedürfnisses der Allgemeinheit 
unumgänglich ist. Zur Stellungnahme. 
 
4. Fortbildungsangebot 2014 – DAV-Veranstaltungskalender 
 
Der DAV ist bestrebt ein vielfältiges Fortbildungsprogramm anzubieten: Einen Überblick über 
die Angebote findet man im DAV-Veranstaltungskalender – auch für 2014. Er gibt einen 
Überblick über die zahlreichen Veranstaltungen von örtlichen Anwaltvereinen, den DAV-
Arbeitsgemeinschaften und natürlich auch der Deutschen Anwaltakademie gibt. 
 
Die Suche nach der jeweils passenden Fortbildungsveranstaltung wird erleichtert, da man 
sowohl nach Ort, nach Sachgebiet oder aber nach Veranstalter selektieren kann. 
Selbstverständlich besteht auch die Möglichkeit, den Zeitraum einzugrenzen. 
 
5. DAT 2014 - eine der größten anwaltlichen Fortbildungsveranstaltungen  
 
Sie planen Ihre Fortbildungen für 2014? Dann achten Sie dabei auf den Deutschen 
Anwaltstag! Der Anwaltstag 2014 beinhaltet ein umfassendes Fortbildungsangebot von 
Arbeitsrecht bis Zivilverfahrensrecht. In FAO-relevanten Bereichen können pro 
Fachgebiet/Fachanwaltschaft häufig mehr als 4 Zeitstunden gesammelt werden. Daneben 
bietet Ihnen der Anwaltstag alle Möglichkeiten und Vorzüge einer fachübergreifenden 
Großtagung: Netzwerke auf zahlreichen Empfängen und Abendveranstaltungen, Teilnahme 
an rechtspolitischen Diskussionen, aktuellste Informationen über den Anwaltsmarkt und 
vieles mehr. Der Deutsche Anwaltstag findet vom 26. Juni 2014 bis 28. Juni 2014 in 
Stuttgart statt. Über das Programm informieren wir Sie in Kürze auf www.anwaltstag.de. 
Seien Sie gespannt, denn dabei sein ist besser! 
 
6. In dieser Woche auf anwaltauskunft.de: 
 
Das Magazin der Deutschen Anwaltauskunft hält auch in dieser Woche für seine Leserinnen 
und Leser aktuelle und interessante Informationen rund ums Recht bereit: 
 

• Datentausch via Dropbox ist nicht illegal: Die neuste Musik mit Freunden tauschen? 
Durch den Webdienst Dropbox ist das kein Problem: Solange es sich um eine 
Privatkopie handelt, ist das auch nicht illegal. Mehr dazu im Magazin.  

 
• Gefährliche Kinderwaren: Hierzulande wird viel getestet und noch mehr gewarnt. 

Gütesiegel setzen in diesem Wirrwarr vermeintlich unbedenklichen Spielen die Krone 
auf. Wenn schon der Preis kein Indikator ist, wie Greenpeace gerade in einer Studie 
herausstellte – Wie verbindlich sind Siegel?  

 
Weitere spannende Themen finden Sie im Magazin.  
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